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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Weiss (München), Frau Wollny, 
Frau Teubner und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/7191 — 


Freisetzung von Americium-241 und Kontamination von Leiharbeitern 
beim Umbau der Abwasseranlage bei Siemens/KWU in Karlstein 


Vorbemerkung 

Bei Umbau- und Modernisierungsarbeiten in der Abwasseranlage 
der Heiße-Zellen-Anlage der Kraftwerk Union AG in Karlstein, 
heute Siemens AG Energiebereich KWU, ist es in Kontrollberei- 
chen zu Kontaminationen und infolge davon zu Inkorporationen, 
insbesondere von Americium-241, gekommen. Eine Freisetzung 
radioaktiver Stoffe in die Umgebung hat nicht stattgefunden. An 
diesen Arbeiten waren im wesentlichen ca. 40 Personen beteüigt. 
Weil nicht von vornherein ausgeschlossen werden konnte, daß 
auch bei anderen Personen, die in dem in Frage kommenden 
Zeitraum diese Kontrollbereiche betreten hatten, Inkorporationen 
stattgefunden haben, wurde angeordnet, auch diesen Personen- 
kreis — darunter auch Beamte der Aufsichtsbehörden — entspre- 
chenden Kontrollmessungen zu unterziehen. Damit erhöhte sich 
die Zahl der insgesamt zu untersuchenden Personen auf ca. 130. 

Die Bundesregierung wurde von Beginn an über die Maßnahmen 
der zuständigen bayerischen Behörde und über das Vorgehen des 
behördhch beauftragten Gutachters im Zusammenhang mit dem 
Vorkommnis in Karlstein unterrichtet. Sie hat dabei keinen Anlaß 
für Beanstandungen gesehen. 

Die in der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage und in Bemerkun- 
gen zu einzelnen Fragen enthaltenen Behauptungen über unzu- 
reichende staathche oder gutachterliche Tätigkeit entbehren der 
Grundlage. Die Bundesregierung weist insbesondere den Vor- 
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wurf der Manipulation von Meßwerten als abwegig zurück. Der 
Zeitraum der Inkorporation konnte hinreichend genau einge- 
grenzt werden; wegen der gewählten Meßverfahen und der län- 
geren Verweilzeit von Americium-241 im menschlichen Körper ist 
die Festlegung des Zeitraumes innerhalb der in Betracht kom- 
menden Tätigkeitsmonate nicht von entscheidender Bedeutung 
für die Dosisermittlung. Von einer mangelhaften Beweissicherung 
kann daher nicht die Rede sein. 


In der Zeit zwischen Januar 1985 und August 1986 wurde bei der Firma 
Siemens/KWU in Karlstein bei Umbauarbeiten Americium-241 freige- 
setzt. Von der Freisetzung waren mindestens 130 Personen betroffen. 
Trotzdem ist der Zeitpunkt der Inkorporation des gefährlichen Radionu- 
klids nach unserem Kenntnisstand weder vom Betreiber noch von der 
Aufsichtsbehörde des Freistaates Bayern noch von seiten des für die 
Bundesaufsicht zuständigen Bundesministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit noch vom Bundesgesundheitsamt (BGA) im ein- 
zelnen festgelegt worden. Geeignete Raumluftmessungen fehlen eben- 
so wie zeitnahe Inkorporationsmessungen. Geht man davon aus, daß 
strahleninduzierter Krebs eine sehr lange Latenzzeit haben kann, 
bedeutet dies für die Betroffenen eine mangelhafte Beweissicherung, 
weil für eine genaue Dosisberechnung der genaue Zeitpunkt der Inkor- 
poration auch dann wichtig ist, wenn die zu einem bestimmten Zeit- 
punkt noch vorhandene Aktivität mit hoher Genauigkeit gemessen 
wurde. Es gibt jedoch viele Hinweise, daß auch bei den Messungen der 
inkorporierten Aktivität nicht mit der nötigen Sorgfalt und Umsicht 
vorgegangen worden ist. 

1. zur Eingrenzung des Zeitpunktes der Americium-Inkorporation 

1.1 Läßt sich mit Sicherheit ausschheßen, daß die Americium-Inkor- 
porationen erst nach Abschluß der Arbeiten in der Abwasser- 
anlage (AWEK) erfolgten? 


Eine Inkorporation erst nach Abschluß der Arbeiten ist äußerst 
unwahrscheinlich, da nach Einstellung der Umbaumaßnahmen 
für alle weiteren Arbeiten in der Abwasseranlage das Tragen von 
Vollschutzanzügen angeordnet und Inkorporationsmessungen bei 
den in der Abwasseranlage tätigen Personen konsequent durch- 
geführt wurden. 


1.2 Bei wie vielen Arbeitern sind während der Umbauarbeiten an der 
AWEK oder bei der Vorbereitung derselben hohe Tages- oder 
Wochendosen für Bestrahlung von außen festgesteUt worden, 
und wie hoch waren diese Werte? 

1.3 Bei wie vielen Personen, die bei Teilkörpermessungen positive 
Befunde erhielten, bei denen also Inkorporationen von Radio- 
nukliden festgestellt worden waren, sind für die Bestrahlung von 
außen zwischen dem 1. Januar 1985 und 30. April 1986 mit den 
amtlichen Filmdosimetem und den Stabdosimetem Monatsdosen 
von mehr als 2 000 /iSv, mit den Stabdosimetem Wochendosen 
von mehr als 1 000 /xSv oder Tagesdosen von mehr als 500 /iSv 
gemessen worden, und wann wurden diese hohen Werte gemes- 
sen? 


Dosiswerte von 0,5 pSv, 1 p.Sv oder 2 pSv (bzw. 500, 1 000 oder 
2 000 gSv) liegen um mehr als den Faktor 10 unterhalb des Grenz- 
wertes für die Vierteljahresdosis (25 fxSv). Von „hohen Werten" 
kann daher in diesem Zusammenhang nicht gesprochen werden. 

Die Auswertung der Dosismessungen durch Bestrahlung von 
außen bei den Personen, bei denen Inkorporationen festgestellt 
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worden sind, ergibt für den Zeitraum vom 1. Januar 1985 bis 
30. Januar 1986 folgende Werte: 

Monatsdosen über 2 pSv bei 11 Personen, Wochendosen über 
1 pSv bei 11 Personen und Tagesdosen über 0,5 pSv bei 11 Per- 
sonen. 


2. zur rechtlichen Situation der Umbauarbeiten in der 
A bwasseranlage 

2.1 Waren die Umbauarbeiten in der Abwasseranlage (AWEK) der 
Firma KWU/Siemens in Karlstein genehmigungspflichtig? 


Nein. 


2.2 Wann wurden die entsprechenden Genehmigungen beantragt, 
wann wurden sie erteilt, wann wurde mit den Arbeiten begonnen 
und wann wurden sie beendet? 


Mit den Umbaumaßnahmen wurde nach Erteilung der aufsicht- 
lichen Zustimmung am 4. November 1985 begonnen. Vorberei- 
tende Arbeiten wurden vorher im Rahmen der bestehenden atom- 
rechthchen Genehmigungen zum Umgang mit Kernbrennstoffen 
und sonstigen radioaktiven Stoffen durchgeführt. 

Die Arbeiten wurden im August 1986 eingestellt. 


2.3 Durch welche Genehmigungen waren die Arbeiten im März/ 
April 1985 an und in den Sammelbecken (Silos) der AWEK im 
Keller abgedeckt, bei welchen die zum Teil hochradioaktiven 
Sedimente (Schlämme) von einem Arbeiter mit einer Schaufel in 
Eimer eingefüllt, die gefüllten Eimer mit einem Seü hochgezogen 
und der Inhalt in ein jeweils bereitgestelltes Abfallfaß eingefüllt 
wurde, das auf einem Gitterrost ca. 1,50 Meter unterhalb der 
Oberkante des Behälters stand? 


Bei den genannten Arbeiten handelt es sich nicht um einen Um- 
gang mit hochradioaktiven Sedimenten. Es wurde an Abwasser- 
behältern, in die lediglich schwachaktive Wässer aus Handwasch- 
becken, Duschen oder aus der Bodenreinigung eingeleitet wor- 
den waren, Reinigungsarbeiten durchgeführt. Diese Tätigkeiten 
erfolgten im Rahmen der bestehenden Genehmigungen zum Um- 
gang mit radioaktiven Stoffen. 


3. zum Radioaktivitätsinventar in den Sedimenten (Schlämmen) 
des Absetzbeckens im Keller der AWEK 

3.1 Welches Radioaktivitätsinventar war in den Sedimenten des 
Absetzkessels enthalten, und in welchen Mengenverhältnissen 
lagen die verschiedenen Nuklide vor? 

3.2 Wurden die Radioaktivitätsin ventare vor Beginn der Räumungs- 
arbeiten bestimmt oder können sie aus Stoffbilanzierungen mit 
hinreichender Genauigkeit zurückgerechnet werden? 

3.3 Wenn Frage 3.2 mit „nein" beantwortet werden muß; 

Wurde versucht, nachdem die Inkorporation festgestellt worden 
war, aus der Zahl und Analyse der Fässer mit den Sedimenten 
(Schlämmen) die Radioaktivitätsinventare im Absetzkessel abzu- 
schätzen, und welche Ergebnisse wurden dabei erhalten? 
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Bei den genannten Sedimenten handelte es sich um schwach- 
aktive Rückstände aus den in Frage 2.3 erwähnten Behältern. 
Aufgrund der aus den Messungen der Ortsdosisleistung erkenn- 
baren geringen Aktivität des Inhalts dieser Behälter und der bei 
Erfordernis bestehenden Verpflichtung zum Tragen von Voll- 
schutzanzügen in diesem Bereich war eine Bestimmung des 
Radioaktivitätsinventars der Sedimente nicht notwendig. 

Wegen der geringen Aktivitäten ist eine nachträgliche Bestim- 
mung des Radioaktivitätsinventars aus Stoffbilanzierungen oder 
Aktivitätsinhalten von konditionierten Abfallfässern mit vertret- 
barem Aufwand nicht möglich. 


4. zu den Ausscheidungsmessungen 

4.1 Bei wie vielen Personen wurden 

4.1.1 nur Stuhlproben, 

4.1.2 nur Urinprpben und 

4.1.3 Stuhl- und Urinproben untersucht? 

4.2 Bei wie vielen Personen mit positivem Befund bei TeükÖrper- 
untersuchungen wurden keine Ausscheidungsuntersuchungen 
durchgeführt? 

4.3 Bei wie vielen Personen wurde eine DTPA-Exkorporationsthera- 
pie durchgeführt, und wann wurde mit dieser Therapie be- 
gonnen? 

5. zu den Untersuchungen von Stuhl und Urin 

5. 1 Bei wie vielen Betroffenen wurden Stuhluntersuchungen 

5.1.1 an drei aufeinander folgenden Tagen, 

5.1.2 an zwei aufeinander folgenden Tagen und 

5.1.3 nur als einmahge Einzelmessungen durchgeführt? 

5.2 Warum wurden nicht in allen Fällen den Empfehlungen entspre- 
chend an drei aufeinander folgenden Tagen Stuhluntersuchun- 
gen durchgeführt? 

5.3 Wurde in allen Fällen der gesammelte Tagesurin untersucht oder 
nur Einzelproben? 


Vorbemerkung zu den Fragenabschnitten 4 und 5: 

Der Nachweis, ob Americium-241 im Körper vorhanden ist, kann 
im allgemeinen über Ausscheidungsmessungen besser geführt 
werden äls über Teilkörpermessungen. So wurden auch im vorlie- 
genden Fall die Americium-Inkorporationen durch Ausschei- 
dungsmessungen erkannt. Zur quantitativen Bestimmung der 
Americium-241 -Aktivität ist jedoch zusätzlich die genaue Kennt- 
nis des Inkorporationsgeschehens erforderhch. Da dieses jedoch 
nicht genau bekannt war, wurde im vorliegenden Fall entschie- 
den, Teilkörpermessungen als wesentliche Grundlage der Dosis- 
ermittlung heranzuziehen. Aus diesem Grunde wurde von um- 
fassenden Probenahmen und Analysen von Ausscheidungen ab- 
gesehen. Aus den Messungen im Kernforschungszentrum Karls- 
ruhe ergeben sich folgende Angaben: 

Zu 4.1,1: 

Bei fünf Personen. 
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Zu 4.1.2: 

Bei keiner Person. 

Zu 4.1.3: 

Bei 56 Personen. 

Zu 4.2: 

Bei einer Person. 

Zu 4.3: 

Therapie-Maßnahmen zur Dekorporation von in den Körper auf- 
genommenen radioaktiven Stoffen können zumindest für die hier 
in Frage stehenden Dosen (Jahresdosen unter den Grenzwerten 
nach § 49 i.V. m. Anlage X Tabelle XI Spalte 2 StrlSchV), nicht 
grundsätzlich angeordnet werden. Derartige Therapie -Maßnah- 
men werden daher in der Regel den betroffenen Personen vom 
ermächtigten Arzt empfohlen und bei Einverständnis des Betrof- 
fenen unter Kontrolle des ermächtigten Arztes durchgeführt. Fünf 
Personen haben sich diesen Therapie -Maßnahmen, die im Jahr 
1987 begonnen wurden, unterzogen. 

Zu 5.1.1: 

Bei 14 Personen. 

Zu 5.1.2: 

Bei 6 Personen. 

Zu 5.1.3: 

Bei 41 Personen. 

Zu 5.2: 

Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 

Zu 5.3: 

Es wurde in allen Fällen die Gesamtmenge des übergebenen 
Tagesurins untersucht. 


6. zu den Teilkörpermessungen 

6.1 Bei wie vielen Betroffenen, die in Karlstein bei der KWU tätig 
waren, wurde versucht, Teümeßergebnisse für die Knochen zu 
gewinnen, und warum wurde dies nicht in all den Fällen ver- 
sucht, in denen positive Befunde für eine Inkorporation Vorlagen? 


Bei den Teilkörpermessungen wurden bei insgesamt 20 Personen 
Americium-241 -Aktivitäten oberhalb der Erkennungsgrenze der 
Meßanordnung gefunden. Bei 16 dieser Personen, die erreichbar 
und mit weiteren Messungen einverstanden waren, wurden zu- 
sätzliche Skelettmessungen durchgeführt. 
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6,2 Wurde bei den Messungen für den Brustraum (Lunge) jeweils die 
Brustwandstärke bestimmt und in allen Fällen auch berücksich- 
tigt? 

Die Halbwertsschichtdicke für die Leber wird mit 3,4 bis 3,8 cm 
angegeben. 


Ja. 


6.3 Wurde für die Teilmessungen „Leber" die individuell imter- 
schiedliche Dicke der Bauchdecke ermittelt und bei der Berech- 
nimg der Aktivität berücksichtigt? 


Ja. Die Halbwertsschichtdicke für die Leber wird mit 3,4 bis 
3,8 cm angegeben. 


7. zu Korrektur- und Eichproblemen 

Innerhalb des Zeitraumes, in dem in Karlstein beschäftigte Perso- 
nen, bei denen der Verdacht auf Inkorporation von Radionukli- 
den bestand, imtersucht worden sind, soll die verwendete Meß- 
anlage im Kemforschungszentrum Karlsruhe neu kalibriert wor- 
den sein. 

7.1 Wurde die Neukalibrierung rückwirkend auch auf vorher- 
gehende Messungen angewendet, wie groß waren die Änderun- 
gen, warum war eine Neukalibrienmg notwendig, und wann war 
die letzte vorhergehende Kalibrierung vorgenommen worden? 

7.2 Hat die Neukahbrierung zu höheren oder niedrigeren Werten 
geführt? 


Der Cs-134-/Cs-137-Gehalt im Körper infolge des Reaktorunfalls 
in Tschernobyl störte die Messung des Americium-241. Das Aus- 
werteverfahren mußte daher ab Ende 1986 verfeinert und den 
geänderten Bedingungen angepaßt werden. Der Teilkörperzähler 
im Kernforschungszentrum Karlsruhe wurde 1987 speziell für 
Americium-241 -Depositionen im Skelett kalibriert. Bei dieser 
Gelegenheit wurden die Kalibrierfaktoren für Lunge und Leber 
überprüft, wobei sich keine signifikanten Veränderungen gegen- 
über den bei früheren Kalibrierungen gewonnenen Kalibrierfak- 
toren ergaben. 


7.3 Aufgrund welcher Ergebnisse in der Fachhteratur kann ausge- 
schlossen werden, daß der schwerlösUche, korpuskulare Ameri- 
ciumanteil in der Lunge, für den eine lange biologische Halb- 
wertszeit zu erwarten ist, über Makrophagen in das lymphatische 
System umgelagert oder durch andere Mechanismen in der 
Pleura teilweise angereichert wird, die davon ausgehende Strah- 
lung daher anderen Absorptionsbedingungen unterliegt als kurz 
nach der Inhalation? 


Solche Vorgänge können nicht ausgeschlossen werden; sie haben 
jedoch keinen bedeutenden Einfluß auf die Höhe der bei Brust- 
raummessungen bestimmten Aktivität. 
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8. Manipulierte Meßwerte zur Berechnung der Strahlenbelastung 

Mit Schreiben vom 5. April 1990, Az. 112 Js 11170/88 a-b, hat 
die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Aschaffenburg den 
GRÜNEN, Kreisverband Aschaffenburg, mitgeteilt, daß das Er- 
mittlungsverfahren gegen die Beschuldigten R., W. und andere 
wegen des Verdachts der Freisetzung ionisierender Strahlen und 
der fahrlässigen Körperverletzung eingestellt wird. Unter Zu- 
grundelegung der 8. gutachtlichen Stellungnahme des Bundes- 
gesundheitsamtes (BGA) und der ergänzenden Stellungnahme 
des Bundesamtes für Strahlenschutz vom 29. März 1990 und vom 
2. April 1990 wäre eine Verurteilung von verantwortlichen Strah- 
lenschutzbeauftragten nicht wahrscheinlich. 

Der Staatsanwaltschaft lagen nach dem oben zitierten Schreiben 
drei Gutachten vor. Nach Auffassung der Staatsanwaltschaft 
greifen „die von den Gutachtern Frau Prof. Dr. I. Schmitz-Feuer- 
hake und Prof. Dr. Horst Kuni geltend gemachten Bedenken 
gegenüber den Stellimgnahmen des Bundesgesundheitsamtes 
nicht durch'', obwohl diese beiden Gutachter mit den Meßwerten 
sehr viel sorgfältiger und wissenschaftlich verantwortbar umge- 
gangen sind. 

Das BGA hat nach Aussagen der Staatsanwaltschaft in der 8. gut- 
achtlichen Stellungnahme „die Meßwerte innerhalb ihrer stati- 
stischen Schwankungsbreite variiert" und die Dosis mit „logisch 
widerspruchsfreien Werten" berechnet. Zu diesem Zwecke wur- 
den nach unseren Informationen die Meßwerte für die Auswer- 
tungsrechnungen in der folgende Weise verändert: 

FaU 1: Für den Brustraum (Lunge): 

Meßwert vom 11. Februar 1988 um 0,5 Standardabwei- 
chungen erhöht, 

Meßwert vom 2. Juni 1987 um 0,5 Standardabweichungen 

erniedrigt, 

für die Leber: 

Meßwerte nicht verändert. 

(1 Standardabweichung = 34,9 Prozent des Meßwertes 
vom 11. Februar 1987) 

FaU 2: Für den Brustraum: 

Meßwerte nicht verändert, 
für die Leber: 

Meßwert vom 16. Februar 1987 um 1,0 Standardabwei- 
chungen erhöht, 

Meßwert vom 22. Oktober 1987 nicht verändert. 

(1 Standardabweichung = 31,9 Prozent des Meßwertes 
vom 16. Februar 1987) 

FaU 3: Für den Brustraum: 

Meßwerte nicht verändert, 
für die Leber: 

Meßwert vom 9. März 1987 um 1,5 Standardabweichun- 
gen erhöht, 

Meßwert vom 3. JuU 1987 um 1,0 Standardabweichungen 
erniedrigt. 

(1,5 Standardabweichungen = 31,9 Prozent des Meßwer- 
tes vom 9, März 1987) 

FaU 4: Für den Brustraum: 

Meßwerte nicht verändert, 
für die Leber: 

Meßwert vom 22. Oktober 1986 um 1,0 Standardabwei- 
chungen erhöht, 

Meßwert vom 4, März 1987 um 0,5 Standardabweichun- 
gen erhöht. 

(1 Standardabweichung = 552 Prozent des Meßwertes 
vom 22. Oktober 1986) 

FaU 5: Für den Brustraum: 

Meßwert vom 27. März 1987 um 1,0 Standardabweichun- 
gen erhöht, 

Meßwert vom 1. Juni 1987 nicht verändert, 
für die Leber: 

Meßwert vom 27. März 1987 nicht verändert, 

Meßwert vom 1. Juni 1987 um 1,5 Standardabweichungen 
erhöht. 

(1,5 Standardabweichungen = 352 Prozent des Leber- 
Meßwertes vom 1. Juni 1987) 

FaU 6: Für den Brustraum; 

Meßwert vom 11. März 1987 nicht verändert, 

Meßwert vom 3. Juni 1987 um 1,0 Standardabweichungen 

erniedrigt, 

für die Leber: 

Meßwert vom 11. März 1987 um 1,0 Standardabweichun- 
gen erhöht. 
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Meßwert vom 3. Juni 1987 um 1,0 Standardabweichungen 
erniedrigt. 

(1 Standardabweichung = 24,1 Prozent des Leber-Meß- 
wertes vom 11. März 1987) 

Eine solche Verfahrensweise ist in der ernst zu nehmenden Wis- 
senschaft nicht übhch, denn diese Änderungen sind bewußt in 
HinbUck auf ein bestimmtes Modell und erwünschte Ergebnisse 
vorgenommen worden. 

8. 1 Wie bewertet die Bundesregierung diesen Umgang mit den Meß- 
werten? 


Für die Dosisermittlung wurde das Modell angewandt, das der 
Strahlenschutzverordnung zugrunde liegt. Es ist in den Naturwis- 
senschaften üblich, aus Meßwerten mit einer unvermeidlichen 
statistischen Schwankungsbreite den wahrscheinlichsten Wert zu 
bestimmen sowie folglich in Verbindung mit dem Modell die 
wahrscheinlichste Dosis zu ermitteln und nicht einen unrealistisch 
niedrigen oder unrealistisch hohen Dosiswert. 


Im Rahmen der hier vorgenommenen Veränderungen der Werte 
können für die biologische Halbwertszeit des Americiums m der 
Lunge beÜebige Werte zwischen vielen Jahren und ca. 20 Tagen 
herbeigerechnet werden. 

Wenn Meßwerte mit einer derart großen Fehlergrenze behaftet 
sind, versucht man gewöhnhch, andere unabhängige Daten mit 
heranzuziehen, auch wenn diese ihrerseits wiederum mit einer 
großen Fehlergrenze behaftet sind. Solche Daten wären im vor- 
hegenden Fall der wahrscheinUchste Inkorporationszeitpunkt 
und die Aus scheidungs werte in Urin und Stuhl. 

8.2 Warum wurden vom BGA die Eintragungen in den Nachwels- 
büchem {Strahlenpässen) über die Bestrahlung von außen nicht 
zur Abschätzung der Inkorporationszeitpunkte herangezogen? 

Es ist unwahrscheinhch, daß eine erhebüche Inhalationsbe- 
lastung in der Lunge auftritt, ohne daß gleichzeitig auch eine 
stärkere Belastung durch äußere Strahlung erfolgt. 


Der in der Frage angenommene Zusammenhang trifft nicht zu, 
gerade Inhalationen von Alphastrahlern können sich durch feh- 
lende äußere Exposition auszeichnen; dies gilt insbesondere 
dann, wenn Schutzkleidung getragen wird. 


8.3 Warum wurden zur Verbesserung der Datenbasis nicht zusätz- 
Uche Teilkörpermessungen angefordert oder angeordnet? 


Solche Messungen wurden durchgeführt. 


8.4 Warum wurden die Ergebnisse der Urin- und Stuhlunter- 
suchungen nicht in die Auswertung mit einbezogen, auch wenn 
diese ihrerseits wegen unsachgemäßer oder mangelhafter Aus- 
führung mit einem großen Fehler behaftet sein können? 


Auf die Vorbemerkung zu den Fragenabschnitten 4 und 5 wird 
verwiesen. 


8.5 Warum wurden zur Ergänzung die Möghchkeiten einer biolo- 
gischen Dosimetrie nicht genutzt? 
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Die biologische Dosimetrie ist in dem hier zutreffenden Energie- 
dosisbereich ungeeignet, weil die Nachweisempfindlichkeit zu 
gering ist. 


Das BGA hat zur Bewertung nicht die SO-Jahre-Folgedosis, son- 
dem die Dosis des ersten Jahres nach der Inkorporation zur Be- 
Wertung heran gezogen. Im Abschnitt 7 3. Absatz der Richtlinie 
des BMI zu § 63 der Strahlenschutzverordnung vom 10. August 
1981 wird ausgeführt, daß die 50-Jahre-Folgedosis bei der Ermitt- 
lung der Körperdosen bereits für das Kalenderjahr vollständig zu 
berücksichtigen ist, in dem die Inkorporation erfolgt ist, sofern 
nicht nach Abschnitt 7 letzter Absatz dieser Richtlinie im Einver- 
nehmen mit der zuständigen Behörde von den tatsächlichen jähr- 
lichen Körperdosisbeiträgen ausgegangen wird. 

9.1 Wie bewertet der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit das Verhalten der Bayerischen Aufsichtsbe- 
hörde, mit deren Einvernehmen nicht die 50-Jahre-Folgedosis, 
sondern nur der auf das Kalenderjahr entfallende Anteü angege- 
ben wurde, obwohl aUe amtlichen Stellen in Bayern in ihrer 
Öffentlichkeitsarbeit bisher immer die 50-Jahre-Folgedosis als 
wichtige Schutzgröße genannt haben? 


Die Unterstellung in der Frage ist unzutreffend. 


9.2 War die Firma Siemens/KWU befugt, die Firma Böhm (= Arbeit- 
geberin des Americium- kontaminierten Arbeiters N. D.) am 
28. Februar 1989 anzuweisen, in das Nachweisbuch (Strahlen- 
paß) für das Jahr 1985 statt der 50-Jahre-Folgedosis lediglich die 
Dosis für das 1. Folgejahr einzutragen? 

9.3 Für den Fall, daß die Firma Böhm diese Anweisung über die 
Eintragung befolgt hätte: Wie könnte ein anderer Arbeitgeber in 
späteren Jahren die für die einzelnen Jahre anzurechnenden 
Vorbelastungen erkennen? 


Ja. Gemäß der Anordnung der zuständigen bayerischen Auf- 
sichtsbehörde ist jedoch zusätzlich die 50-Jahre-Folgedosis bei 
der Ermittlung der Berufslebensdosis zu berücksichtigen. Auf 
diese Weise kann ein anderer Arbeitgeber in späteren Jahren die 
Vorbelastung erkennen. 


In der Stellungnahme an die Staatsanwaltschaft Aschaffenburg 
vom 2. April 1990 schreibt der Präsident des Bundesamtes für 
Strahlenschutz (678 135 039/88 - Gesch.-Z, S-903-00 1072/89), 
daß das vom Bundesgesundheitsamt (BGA) in seiner 8. gutacht- 
lichen Stellungnahme zur Americiuminkorporation im Betrieb 
der Firma Siemens/KWU verwendete Modell darauf ausgerichtet 
ist, realistische Dosis werte, nicht realistische Zufuhrwerte für die 
inkorporierten Radionuklide zu errechnen. Demgegenüber sind 
wir der Ansicht, daß es ein ungeteütes Bemühen sein müßte, 
beide Werte, d. h. Dosiswerte und Jahresaktivitätszufuhr gemein- 
sam so genau wie möglich zu erfassen. 

Das vom BGA verwendete Modell erfaßt nur „die Aktivität, die 
relativ lange im Körper verbleibt", während es „diejenigen Kom- 
ponenten eventuell vernachlässigt, die relativ schnell ausge- 
schieden werden". Diese rasch ausgeschiedenen Fraktionen tra- 
gen sicher zur 50-Jahre-Dosis weniger bei als die Fraktionen mit 
langer biologischer Halbwertszeit; sie können aber hohe Beiträge 
zur 1 . Jahresdosis der Inkorporation liefern. 

Darüber hinaus bleibt in der Literatur offen, wie groß der Anteil 
ist, der zwar relativ rasch aus der Lunge eliminiert wird, aber mit 
langer biologischer Halbwertszeit im Skelett und in der Leber 
verbleibt. Wenn jedoch Teükörpermessungen zur Skelettbela- 
stung nicht durchgeführt wurden, ist die Behauptung unzulässig, 
daß dieser Anteil keinen relevanten Dosisbeitrag liefern würde. 
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Die Äußerung des Präsidenten des Bundesamtes für Strahlen- 
schutz zwingt zu der Annahme, daß die Strahlenüberwachung 
von Arbeitern im KontroUbereich so unzureichend ist, daß keine 
Möglichkeit besteht, nachträglich relevante imd „gerichtsfeste" 
Daten für eventuelle Strahlenschäden zu ermitteln. Dies ist 
besonders deshalb gravierend, weü durch radioaktive Strahlung 
induzierter Krebs eine sehr lange Induktionsperiode hat und 
deshalb eine kritische Dosisberechnung unter Umständen erst 
Jahre nach dem Inkorporationsereignis erfolgt, die zeitkonfor- 
men Eintragimgen in die Nachweisbücher (Strahlenpässe) dafür 
aber nicht ausreichen, wie die Vorfälle in Karlstein beweisen. 

1 0. zur laufenden Kontrolle auf Inkorporationen radioaktiver Stoffe 

Wie die zum Teü sehr hohen Verseuchungen mit dem radioak- 
tiven Americium-241 im Betrieb der Firma Siemens/KWU in 
Karlstein zeigen, sind die angewandten Methoden nicht geeig- 
net, die Inkorporation von Radionukhden rechtzeitig zu erfassen. 

10.1 Mit welchen Methoden wird überwacht, ob die im KontroUbe- 
reich kemtechnischer Anlagen beschäftigten Personen Radio- 
nuklide inkorporiert haben? 

10.2 Warum haben diese Methoden im Falle Karlstein bei einer gro- 
ßen Personenzahl versagt? 

10.3 Wie viele und welche Einzelvorschriften müssen mißachtet wer- 
den, damit die Inkorporation nennenswerter Mengen an Ameri- 
cium-241 und Kobalt-60 monatelang unentdeckt bleiben kann? 


Vorbemerkung zum Vorspann des 
Fragenabschnitts 10: 

Entscheidend für die Strahlenwirkung ist die Dosis. Dies ent- 
spricht auch der Systematik in der Strahlenschutzverordnung, die 
Grenzwerte für die Dosis als primäre Werte enthält. Die Werte für 
die Aktivitätszufuhr sind daraus abgeleitete, sekundäre Werte. 

Die rasch ausgeschiedenen Fraktionen der Aktivität tragen - im 
Vergleich zu den Fraktionen mit langer biologischer Halbwerts- 
zeit - zur Dosis im 1. Jahr nach der Inkorporation zwar relativ 
mehr bei als zur 50-Jahres-Folgedosis, doch verbleibt dieser Bei- 
trag so gering, daß er nicht weiter betrachtet zu werden braucht. 

Die Aktivität, die rasch aus der Lunge eliminiert wurde und 
anschließend in Skelett und Leber gelangte und dort mit langer 
biologischer Halbwertszeit verweilt, wurde durch die Teilkörper- 
messung erfaßt und somit bei den Dosisermittlungen berücksich- 
tigt. 

Zu 10.1: 

Zur Vorsorge gegen Inhalation radioaktiver Stoffe in Kontrollbe- 
reichen kerntechnischer Anlagen wird u. a. die Raumluftaktivität 
überwacht sowie auf Kontaminationen kontrolhert. 

Erfordernis und Verfahren der Inkorporationsüberwachung regelt 
die „Richtlinie für die physikalische Strahlenschutzkontrolle" 
(Gemeinsames Ministerialblatt 1978, S. 348 bis 354). Als Meßver- 
fahren kommen je nach Art des Radionukhdes Ganzkörper- oder 
Teilkörperzähler, Ausscheidungsanalysen oder Raumluftmessun- 
gen in Betracht. 

Zu 10.2 und 10.3: 

Die Überwachung der Strahlenschutzmaßnahmen bei den in 
Frage stehenden Arbeiten war nicht ausreichend. Die hierfür 
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zuständigen Personen bei der Fa. Siemens/KWU wurden im Rah- 
men eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens mit Bußgeldern be- 
legt. Die Inkorporationsmeßverfahren haben nicht versagt, wie 
die durchgeführte Dosisermittlung zeigt. 


1 1. zur Aussagekraft von Urin- und Stuhluntersuchungen 

In der oben angeführten Stellungnahme des Präsidenten des 
Bundesamtes für Strahlenschutz wird ausgeführt, daß einzelne 
Messungen nicht belastbar wären: „Neben der großen täglichen 
Schwankung der Ausscheidimgsmeßergebnisse bewirkt die Tat- 
sache, daß keine näheren Angaben über den zeitlichen Zufuhr- 
verlauf bekannt sind, daß diese nicht für Schätzungen der Dosis 
geeignet sind."' In der Anlage zum Schreiben vom 29. März 1990 
an die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Aschaffenburg 
schreibt der Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz 
(S 9103-00 1072/89, bezugnehmend auf 112 Js 11170/89) zur Ab- 
schätzung der Aktivitätszufuhr im Falle N.D.: 

„a) Die ausgeschiedene Aktivität kann von einem Tag zum 
nächsten beträchtlich variieren, z. B. ergaben sich Unterschiede 
mit dem Faktor 4 bei Stuhlausscheidungen und einem Faktor von 
mehr als 10 bei Urinausscheidungen. 

b) Der Zufuhrzeitpunkt ist unbekannt. Eine realistische Interpre- 
tation von Ausscheidungsmeßergebnissen hängt jedoch wesent- 
lich von der Kenntnis des Zufuhrzeitpunktes ab. " 

Bei Ausscheidungsmessungen, die bereits am 29. November 1986 
durchgeführt worden waren, sind 140 mBq Americium-24 1 im 
Stuhl und 6 mBq Americium-24 1 im Urin gemessen worden. 

11.1 Welche Bedeutung mißt der Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit den Aktivitätswerten in Urin und 
Stuhl bei? 


Die Analyse von Urin- oder Stuhlproben ist ein Verfahren, um 
Inkorporationen festzustellen und - wenn bestimmte Vorausset- 
zungen erfüllt sind - die Dosis zu ermitteln. 


11.2 Wenn die Aktivitätswerte aus Stuhl- und Urinuntersuchungen für 
Dosisberechnungen ungeeignet sind: welche anderen Methoden 
und in welchem zeitlichen Rahmen zur Stuhl- und Urinunter- 
suchung sind dann anzuwenden? 

Es sind z. B. Ganzkörper- oder Teilkörpermessungen anzu- 
wenden. 


12. zur Häufigkeit von Urin- und Stuhluntersuchungen 

12. 1 In welchen Zeitintervallen werden bei den Beschäftigten im Kon- 
trollbereich kerntechnischer Anlagen routinemäßig Urin- und 
Stuhluntersuchungen durchgeführt? 


Die Zeitintervalle richten sich insbesondere nach Art und chemi- 
scher Form eines Radionuküdes und seinem biokinetischen Ver- 
halten im Körper und liegen zwischen einem Monat und einem 
Jahr. 
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Es ist praktisch unmöglich, daß radioaktive Stoffe eingeatmet 
werden, ohne daß der Betroffene auch äußerlich bestrahlt oder 
kontaminiert wird. Auch Ingestionsbelastungen ohne gleichzei- 
tige äußere Bestrahlung während der Ingestion erscheinen 
äußerst unwahrscheinhch. 

12.2 Existieren Vorschriften, nach denen bei jeder stärkeren Bestrah- 
lung von außen auch Urin- und/oder Stuhluntersuchungen 
durchzuführen sind? 

12.3 Wenn „ja“: von welchen Meßwerten an und in welchem zeit- 
hchen Rahmen sind solche Ausscheidungsmessungen durchzu- 
führen? Wenn „nein"; welche anderen Regelungen gewährlei- 
sten, daß jede Inkorporation von radioaktiven Stoffen (Inhalation 
und/oder Ingestion) mit einem hohen Grad an Wahrscheinlich- 
keit so rechtzeitig entdeckt wird, daß belastbare Dosisberechnun- 
gen möglich sind? 


Nein. Mit einer Exposition von außen ist nicht zwangsläufig eine 
Exposition von innen verbunden (z. B. in Strahlenfeldern von 
Röntgeneinrichtungen oder umschlossenen Strahlern). Das Erfor- 
dernis, Inkorporationsüberwachungen durchzuführen, richtet sich 
insbesondere nach Art und Umfang der vorhandenen offenen 
radioaktiven Stoffe und ihrer Handhabung; auf die in der Antwort 
zu Frage 10.1 genannte Richtlinie wird ergänzend verwiesen. 


13. zur technischen Durchführung 

Es ist bekannt, daß für belastbare Ausscheidungsmessungen von 
Giften aus dem Körper definierte Bedingungen eingehalten wer- 
den müssen. 

13.1 In welchen Vorschriften oder Anweisungen sind die Bedingun- 
gen festgehalten, die bei der Probenahme (Stuhl, Urin, Blut) bei 
Beschäftigten in atomtechnischen Anlagen einzuhalten sind? 


Angaben hierzu enthalten die in der Antwort zu Frage 10.1 er- 
wähnte Richtlinie und die dem Genehmigungsinhaber von der 
Meßstelle übergebenen Unterlagen für Probenahme und -Ver- 
sand. 


13.2 Wie oft und in welchen zeitlichen Abständen müssen Untersu- 
chungen von Stuhl- und Urinproben wiederholt werden, wenn 
die erste Untersuchung einen positiven Befund für eine Inkorpo- 
ration erbracht hat? 


Die Untersuchungsfrequenz richtet sich neben den in der Antwort 
zur Frage 12.1 genannten Kriterien insbesondere auch nach der 
Höhe des vorliegenden Meßwertes, Wiederholungsmessungen 
finden in Abständen zwischen einigen Tagen und einigen Mona- 
ten statt. 


13.3 Welche Meßstellen sind im Rahmen der Strahlenüberwachung 
dazu ermächtigt, Urin- und Stuhlproben auf ihre Gehalte an 
Radionuküden zu untersuchen, wie häufig müssen die verwende- 
ten Geräte kalibriert werden, und in welcher Weise müssen sich 
diese Stellen an Ringanalysen beteiligen? 


Es sind die von der zuständigen Landesbehörde bestimmten Meß- 
stellen. Die Häufigkeit von Kahbrierungen richtet sich insbeson- 
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dere nach der Art der Probenaufbereitung und der benutzten 
Meßgeräte und liegt zwischen einigen Wochen und mehreren 
Monaten; weitere interne oder externe Überwachungsmaßnah- 
men kommen hinzu. 


14. zur Festlegung des Inkorporationszeitpunktes 

14.1 Wurden aufgrund der Erfahrungen mit der Americium- Verseu- 
chung in Karlstein Vorschriften geändert, die es zukünftig er- 
möglichen, Inkorporationszeitpunkte hinreichend genau festzu- 
legen, und was beinhalten diese Änderungen? 


Nein. 


14.2 In welcher Weise werden beim Wechsel eines Arbeitsplatzes 
(Neueinstellung, Versetzung, Ausscheiden aus dem Betrieb, 
wechselnde Arbeitsplätze von Angehörigen von Fremdfirmen 
etc.) beweissichemde Untersuchungen auf Inkorporationen 
durchgeführt? 


Hierfür stehen die gleichen Meßverfahren wie bei den regelmäßi- 
gen Untersuchungen zur Verfügung. 


15. zu den Ganzkörper- und Teilkörpermessungen 

Wenn die Urin- und Stuhluntersuchungen bisher so durchgeführt 
wurden, daß daraus im Bedarfsfälle nur eine „mit großen Un- 
sicherheiten behaftete" Abschätzung von Aktivitätszufuhr und 
Dosis möglich ist, kommt den Ganz- oder Teilkörpermessungen 
besondere Bedeutung zu. 

15.1 Werden bei Personen, die im Kontrollbereich kernte chnischer 
Anlagen tätig sind, routinemäßig Ganz- oder Teilkörpermessun- 
gen durchgeführt, bei denen eine Inkorporation erkannt werden 
könnte, und wenn „ja", in welchen zeitlichen Abständen erfolgen 
solche? 

15.2 Von welcher Stelle und aufgrund welcher Erkenntnisse werden 
Ganz- oder Teilkörpermessungen angeordnet, und welche Vor- 
schriften gelten dafür? 

Die Teilkörpermessungen für den Brustraum wurden für die in 
Karlstein mit Americium verseuchten Personen erst zu einem so 
späten Zeitpimkt durchgeführt, daß Americium-241 mit einer 
biologischen Halbwertszeit < 20 Tage bis dahin aus der Lunge 
weitgehend eliminiert worden wäre, sich dem Nachweis in der 
Lunge also entzogen hätte. 

15.3 Welche Zeitspannen für Erst- und Wiederholungsmessungen 
sehen diese Vorschriften vor? 


Inkorporationsmessungen mit Ganz- oder Teilkörperzähler wer- 
den gemäß der unter 10.1. erwähnten Richtlinie angeordnet und 
durchgeführt. Die Anordnung kann sowohl die zuständige Be- 
hörde als auch der Strahlenschutzverantworthche oder der Strah- 
lenschutzbeauftragte treffen. Die zeitlichen Abstände zwischen 
den Messungen ergeben sich nach den gleichen Kriterien wie in 
den Antworten zu den Fragen 12.1 sowie 13.2 genannt. 


16. zu der Meßkapazität 

Hinweise auf eine Inkorporation des Plutonium- Folgeproduktes 
Americium-241 in Karlstein haben sich aus Urin- und Stuhlimter- 
suchungen spätestens bei den Ausscheidungsmessungen vom 
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29. November 1986, wahrscheinlich aber bereits im August 1986 
ergeben. Die Arbeiten an dem Americium enthaltenden Abwas- 
sersystem der Firma Siemens/KWU sind jedoch bereits im April 
1986 beendet worden. Am 22. Oktober 1986 hat das Bayerische 
Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen 
Inkorporationskontrollen von ca. 40 Beschäftigten angeordnet. 
Diese wurden im Kemforschungszentrum Karlsruhe von Herrn 
Dr, Doerfel durchgeführt. Wie die Aufstellung in der Tabelle 
zeigt, wurden im Jahr 1986 nach dieser Anweisung nur drei 
Personen untersucht. Eine vierte Person war bereits im August 

1986 kontroUiert worden. Eine Person (E) wurde insgesamt fünf- 
mal, zwei weitere Personen (C und F) ein drittes Mal im Oktober 

1987 untersucht. 

Aus der Übersicht ergeben sich wichtige Aussagen: 

1. Für Person H ist die hohe Inkorporation bereits am 29. August 
1986 bekanntgeworden. Nach Auskunft der Bayerischen 
Staatsregierung (Drucksache Bayerischer Landtag Nr. 
11/1169) hat die Fa. Siemens/KWU die Inkorporation erst am 
22. Oktober 1986 (zehn Tage nach der letzten bayerischen 
Landtagswahl!) an die Aufsichtsbehörde gemeldet. 

2. Im Zeitraum vom 1. September 1986 bis 31. Dezember 1986, 
in dem die Inkorporation sowohl aus Urin- und Stuhlunter- 
suchungen und aus einer Brustraummessung bereits bekannt 
war, wurden nur an drei weiteren Personen Messungen 
durchgeführt. 

3. Für 17 von 21 in der Aufstehung genannten Personen wurden 
erste Messungen erst nach dem 10. Februar 1987, also erst 
nahezu zehn Monate nach Beendigung der Arbeiten an der 
Abwasseranlage ausgeführt. 



Person 

Messungen für den Brustraum 



Datum 

L. Messung 

Impulse / 3 000 s 

Datum 

2. Messung 

Impulse / 3 000 s 

A 

(5,5) 

11. 03. 87 

15 579 

03. 06. 87 

11 750 

B 

(5,14) 

11. 03. 87 

10 752 

- 

- 

C 

(5,9) 

28. 08. 86 

8 045 

21. 10. 86 

6 289 

D 

(5,2) 

09. 03. 87 

7 572 

03.07. 87 

6 590 

E 

(5,1) 

07. 11. 86 

5 825 

16. 02. 87 

7 484 

F 

(5,13) 

02. 03. 87 

4 416 

02. 06. 87 

5 959 

G 

(5,7) 

12. 02. 87 

4 340 

04. 06. 87 

3 712 

H 

(5,8) 

22. 10. 86 

3 591 

09. 03. 87 

3 969 

I 

(5,18) 

27. 03. 87 

3417 

01. 06. 87 

1 675 

K 

(5,6) 

31.03. 87 

3 072 

25. 06. 87 

1 715 

L 

(5,11) 

12. 02. 87 

2 934 

26. 06. 87 

2 291 

M 

(5,10) 

11. 02. 87 

2 699 

02. 06. 87 

2 932 

N 

(5,12) 

27. 03. 87 

2 742 

02. 07. 87 

2 291 

O 

(5,17) 

16. 03. 87 

2 478 

02. 06. 87 

3 206 

P 

(5,19) 

18. 03. 87 

2 299 

05. 06. 87 

1 756 

Q 

(5,20) 

06. 04. 87 

2 242 

01. 06. 87 

1 514 

R 

(5,4) 

27. 03. 87 

2 064 

01. 06. 87 

2 226 

S 

(5,3) 

22. 10. 86 

1 1 982 

04. 03. 87 

1 293 

T 

(5,21) 

25. 03. 87 

! 1 775 

04. 06. 87 

1 995 

U 

(5,15) 

19. 03. 87 

1 600 

- 

- 

V 

(5,16) 

? 

; ? 

laut BGA nicht auswertbar 
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Die ersten Informationen über Inkorporationen bei der Siemens 
AG in Karlstein wurden der zuständigen Aufsichtsbehörde von 
der Fa. KWU Mitte Oktober 1986 gemeldet, nachdem erste belast- . 
bare Meßergebnisse Vorlagen. An der Person „H" wurden erste 
Inkorporationsmessungen am 22. Oktober 1986 vorgenommen. 


16.1 Warum wurden die Untersuchungen des Brustraumes erst so spät 
durchgeführt, wenn ausreichend Meßkapazität zur Verfügung 
stand? (Die Anweisung des BStMLU stammte immerhin vom 
22. Oktober 1986.) 

16.2 Wie groß ist die für Störfälle vorgesehene Meßkapazität, und in 
welcher Relation stehen diese Möglichkeiten zu der Zahl und 
Zeitdauer der Untersuchung der Americium-kontaminierten Per- 
sonen in Karlstein? 


Die Nachweisempfindhchkeit von Americium-241 bei Ganz-/Teil- 
körpermessungen war Ende 1986 wegen des relativ hohen Unter- 
grundes durch inkorporierte Cäsiumisotope aus dem Tscherno- 
bylunfall beeinträchtigt. Die Teilkörpermessungen fanden weit- 
gehend im Februar/März 1987 statt. Gleichwohl unterstützt der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
im Rahmen seiner Möghchkeiten Bestrebungen von Bundeslän- 
dern, Meßkapazitäten für die Inkorporationsüberwachung zu er- 
weitern. 


1 7. zur Jahresaktivitätszufuhr 

Die Strahlenschutzverordnung in der zum Zeitpunkt der Konta- 
mination bei Siemens/KWU in Karlstein und in den Folgejahren 
gültigen Fassung macht Vorschriften zur Jahresaktivitätszufuhr. 
§ 52 Abs. 2 StrSchV schreibt vor, daß in einem Vierteljahr nur die 
Hälfte der Jahresdosis zugeführt werden darf. 

17.1 Wie ist diese Vorschrift des § 52 Abs. 2 StrSchV einzuhalten, 
wenn Meßergebnisse erst mit zehn- bis zwölfmonatiger Verspä- 
tung zur Verfügung stehen? 


Die Situation bei einem Vorkommnis kann nicht auf die regel- 
mäßige Routineüberwachung übertragen werden, bei der durch 
planmäßige Untersuchungen die Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften der Strahlenschutzverordnung gewährleistet werden 
kann. 


1 8. Sorgfalt bei der Konditionierung radioaktiver Abfälle 

und Einsatz von nicht ausgebildetem Fremdfirmenpersonal 

Herr N. D. hat nach eigenen Angaben während seiner Tätigkeit 
im Bereich der Firma Siemens/KWU in Karlstein u. a. auch radio- 
aktive Abfälle in gelbe Fässer gefüllt und mit Beton vermischt. 
Diese Art der Tätigkeit wurde von einem Zeugen K. vor der 
Staatsanwaltschaft in Hanau bestätigt. Dieser Zeuge hat ausge- 
führt, daß Herr D. zum Teil selbständig, zum Teil aufgrund einer 
Anweisung feste Abfälle abgefüilt und betoniert hat. Darunter 
befanden sich auch kontaminierte Maschinenteile, die unter Um- 
ständen noch zerkleinert werden mußten. 

Herr D. war bei der Firma Böhm, Gebäudereinigung GmbH, be- 
schäftigt. Diese hatte mit der Firma Siemens/KWU in Karistein 
einen Vertrag, in dem allerdings nur sehr allgemeine Verein- 
barungen getroffen worden waren und die zu erbringende Reini- 
gungsleistung nur in bezug auf den Preis pro Quadratmeter ge- 
regelt worden war. Nach den Belehrungsniederschriften nach der 
Strahlenschutzverordnung wurde die Tätigkeit von Herrn D. als 
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„Reinigungs- und Dekontaminationsarbeiten im Bereich der Hei- 
ßen Zellen und des Mittelaktiven Labors" beschrieben. Das 
Abfüllen und Betonieren radioaktiver Abfälle in Abfallfässer ist 
durch diese Belehrung nicht gedeckt. Die Konditionierung erfor- 
dert besondere Fachkenntnisse. Dies bedeutet, daß bei der Firma 
Siemens/KWU radioaktive Abfälle durch ungelerntes Personal 
konditioniert wurden. 

18.1 In welcher Weise werden Fässer mit radioaktiven Abfällen, die 
mit Beton verfällt sind, einer „Qualitätskontrolle" unterworfen? 


Die Maßnahmen zur Qualitätskontrolle werden heute durchge- 
führt entsprechend der „Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver 
Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung, die nicht an 
eine Landessammelstelle abgeliefert werden". Vor dem Erlaß 
dieser Richtlinie erfolgte die Qualitätskontrolle entsprechend den 
damals gültigen Annahmebedingungen der Schachtanlage Asse 
bzw. den vorläufigen Annahmebedingungen der Schachtanlage 
Konrad. 


18.2 Wird das Radioaktivitätsinventar betonierter Abfallfässer erfaßt 
und registriert? 


Ja. 


18.3 Wie wurde in Karlstein das „selbständige" Abfüllen und Betonie- 
ren radioaktiver Abfälle durch ungelerntes Personal überprüft? 


Das Abfüllen und Betonieren der Abfälle wurde durch eingewie- 
senes Personal unter fachkundiger Aufsicht durchgeführt. 


18.4 Befinden sich unter den aufgeblähten Fässern mit radioaktiven 
Abfällen auch solche aus Karlstein? 


Bei den aus der Abwasseranlage der Siemens AG in Karlstein ab- 
gegebenen Fässern wurden keine Aufblähungen festgestellt. 


1 9. zur Emsteilungsverfügung der Staatsanwaltschaft 
Aschaffenburg vom 30. März 1989 

Laut Einstellungsverfügung der Staatsanwaltschaft Aschaffen- 
burg, Stellungnahme Prof. Kaul, wurde die von Frau Prof. Dr. 
Schmitz -Feuerhake und Mitarbeitern an einer Lungenprobe von 
Herrn D. gemessene Kontamination mit Cobalt-60 auch bei einer 
Ganzkörperuntersuchung von Herrn D. im KfK registriert. Diese 
Messung wird in keinem der Gutachten des Bundesgesundheits- 
amtes erwähnt. 

19.1 Ist es übhch und/oder durch die Vorschriften gedeckt, daß in 
Gutachten des Bundesgesundheitsamtes gemessene Inkorpora- 
tionsdaten unberücksichtigt bleiben? 


Radionukhde, die keinen nennenswerten Beitrag zur Dosis lie- 
fern, brauchen nicht weiter berücksichtigt zu werden. 
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19.2 Sind bei der Ganzkörpermessung von Herrn D. außer Ameri- 
cium-241 und Cobalt-60 noch weitere inkorporierte Nuklide ge- 
funden worden, die in Gutachten des BGA nicht auftauchen, und 
wie hoch sind die Belastungswerte? 

19.3 Auf welche Nuklide außer Americium-24 1 wurden die Ausschei- 
dungen von Herrn D. untersucht, und was waren die Ergebnisse? 


Die Bundesregierung ist nicht ermächtigt, persönliche Meßwerte 
einer namentlich genannten Person bekanntzugeben; diese Daten 
sind der Person und ggf. den von ihr Beauftragten zugänglich. 


19.4 Bei welcher der von den Kontaminationen betroffenen Personen 
außer des Herrn D. sind bei Ganzkörper- oder Ausscheidungs- 
messungen Cobalt-60 oder andere Nuldide gefunden worden? In 
welcher Menge? 


Bei den Ganzkörpermessungen im Kernforschungszentrum Karls- 
ruhe wurden bei allen Personen Cs-134 und Cs-137 nachgewie- 
sen, das aufgrund des Aktivitätsverhältnisses auf Tschernobyl 
zurückgeführt wird. Darüber hinaus wurden bei insgesamt 13 Per- 
sonen Co-60-Inkorporationen festgestellt. Die höchste Co-60-Kör- 
peraktivität lag bei 0,72 kBq. Der Mittelwert lag bei 0,26 kBq Co- 
60 und damit unter der durch Tschernobyl bedingten mittleren 
Cäsium-Aktivität (ca. 0,75 kBq). 

Die im Kernforschungszentrum Karlsruhe ermittelten Ausschei- 
dungsraten beziehen sich auf die Gesamtaktivität von Americium 
und Radionuklide höherer Ordnungszahl. Bei den Ausschei- 
dungsmessungen wurden bei 38 von insgesamt 61 untersuchten 
Personen Aktivitäten zwischen 1,5 mBq und 1 Bq (hauptsächlich 
Am-241, maximal 10 Prozent Cm-244) festgestellt. Bei den übri- 
gen Personen waren die Ausscheidungsmessungen ohne Befund. 


20. Ergebnisse der Untersuchungen des Gürtels des Leiharbeiters 
N. D. 

Bei Herrn D. wurde ein regelmäßig getragener Gürtel gefunden, 
bei dem von der Universität Bremen Aktivitäten von 1.640 ±61 
Bq Am-241, 171 ± 2,2 Bq Co-60, 128 ± 4,2 Bq Cs-134, 41.150 
± 124 Bq Cs-134 sowie 107 ± 4,6 Bq Eu-154 festgestellt wurden. 

20. 1 Wie erklärt die Bundesregierung die Kontamination des Gürtels? 

20.2 Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß eine Kontami- 
nation in solcher Höhe in einer angebhch ordnungsgemäß ge- 
führten atomtechnischen Anlage unbemerkt bleiben konnte? 

20.3 Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß in einer 
angeblich ordnungsgemäß geführten atomtechnischen Anlage 
ein Arbeiter mit einem derart kontaminierten Gürtel unbemerkt 
den KontroUbereich verlassen konnte? 


In kerntechnischen Einrichtungen, in denen mit offenen radioak- 
tiven Stoffen umgegangen wird, sind Kontaminationen grundsätz- 
lich nicht auszuschließen. Deshalb sind in entsprechenden Berei- 
chen Kontroll- und Schutzmaßnahmen vorgesehen, um eine Ge- 
fährdung dort tätiger Personen und eine Verschleppung von Kon- 
taminationen zu verhindern. Zu diesen Maßnahmen gehören u. a. 
die Überwachung der Raumluftaktivität, Durchführung von 
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Kontaminationsmessungen, Vorschriften zur Kleiderordnung so- 
wie Kontaminationskontrollen vor dem Verlassen dieser Bereiche. 
Diese Vorkehrungen sind auch bei der Siemens AG in Karlstein 
getroffen. Eine Kontamination des Gürtels von Herrn D. kann 
deshalb nur dadurch möglich sein, daß Vorschriften der betrieb- 
lichen Kleiderordnung oder Verhaltens Vorschriften für den Auf- 
enthalt oder für die Tätigkeiten in der Abwasseranlage nicht strikt 
eingehalten und überwacht worden sind. 

Die in der Heiße-Zellen-Anlage in Karlstein vorgeschriebenen 
Ausgangskontrollen sind geeignet, Kontaminationen an Personen 
oder Arbeitsgeräten, die die gesetzlich festgelegten Grenzwerte 
übersteigen, zu erfassen. Kontaminierte Gegenstände können 
deshalb nur dann unentdeckt an den Kontrollstellen vorbeige- 
bracht werden, wenn die vorgeschriebenen Messungen unterblei- 
ben oder nicht vorschriftsgemäß durchgeführt werden. Personen, 
die im Kontrollbereich tätig sind, werden gemäß § 39 Strahlen- 
schutzverordnung u. a. über das pflichtgemäße Verhalten belehrt. 


20.4 Wie vereinbart sich das auf dem Gürtel gemessene Nuklidspek- 
trum mit der Angabe, daß beim Umbau der Abwasseranlage bei 
Siemens/KWU in Karlstein ausschließlich Americium-241 freige- 
setzt worden sei? 


Weder die zuständige bayerische Behörde noch die Bundesregie- 
rung haben angegeben, daß in Karlstein „ausschließlich Ameri- 
cium freigesetzt" worden sei. Americium ist als das die innere 
Strahlenexposition bestimmende Radionuklid infolge der Inkor- 
poration angegeben worden. Das auf dem Gürtel des Herrn D. 
festgestellte Nuklidspektrum entspricht der in der Abwasser- 
anlage festgestellten Kontamination. 


20.5 Bei wie vielen der gleichzeitig eingesetzten und potentiell konta- 
minierten Personen sind Untersuchungen durchgeführt worden, 
ob und in welcher Höhe diese ebenfalls Aktivitäten aus der 
Anlage und in ihren Privatbereich verschleppt haben, und mit 
welchen Ergebnissen warten die Untersuchungen auf? 


Aufgrund der bekanntgewordenen Kontamination am Hosengür- 
tel des Herrn D. wurde die Siemens AG veranlaßt, Unter- 
suchungen anzustellen, ob weitere zur damaligen Zeit in der Ab- 
wasseranlage beschäftigte Personen kontaminierte Gegenstände 
in ihren Privatbereich verbracht haben könnten. Bei bisher 39 Per- 
sonen, die hierzu ihr Einverständnis erklärten, ergaben die Über- 
prüfungen in 38 Fällen keinen Befund, ln einem Fall wurde an der 
Gesäßtasche einer Hose eine geringfügige Kontamination fest- 
gestellt. 


20.6 Welche Pläne hat die Bundesregierung, um solche Ereignisse 
zukünftig unter allen Umständen zu verhindern? 


Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß für besondere Pläne. 
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21. Zu der Darstellung des Vorfalls im Bericht der Bundesregierung 
über Umweltradioaktivität und Strahlenbelastung im Jahr 1986 

Im „Bericht der Bundesregierung über Umweltradioaktivität imd 



Strahlenbelastung im 
8. August 1989) ist der 
folgt wiedergegeben: 

Jahr 1986" (Drucksache 11/5049 vom 

Vorfall in Karlstein auf Seite 21 unten wie 


Datum 

Vorkommnis 

Ursache 

radiologische Folgen 

Beurteilung der radio- 
logischen Folgen / 
Bemerkungen 

1 

2 

3 

4 

5 

Oktober 

1986 

Inkorporation radio- 
akiver Stoffe beim 
Umbau einer 
Abwasseranlage 

Untersuchungen 
noch nicht 
abgeschlossen 

Verdacht auf 

Inkorporation bei 25 
bis 30 Personen, 
insgesamt wurden 130 
Personen untersucht 

bisher wurden keine 
Überschreitungen 
der zulässigen 
Dosisgrenzwerte 
festgestellt 


21.1 Wie kommt es, daß im Bericht der Bundesregierung als Datum 
Oktober 1986 angegeben ist, während die bayerischen Behörden 
von einer Inkorporation zwischen Januar und August 1986 aus- 
gehend)? 


Die Zeitangabe in Spalte 1 bezieht sich auf die Anzeige des 
Vorkommnisses durch den Genehmigungsinhaber bei der zustän- 
digen Behörde, da die betreffenden Personen zu unterschied- 
lichen Zeiträumen in der Abwasseranlage tätig gewesen sind. 


21.2 Warum ist in dem Bericht der Bundesregierung angegeben, die 
Untersuchungen seien nicht abgeschlossen, obwohl die 8. gut- 
achtliche Stellungnahme des Bundesgesundheitsamtes bereits 
am 20. Juni 1988 erging? 

Teilt die Bundesregierung die in der Einstellungs Verfügung der 
Staatsanwaltschaft Aschaffenburg vom 30. März 1989 wieder- 
gegebene Auffassung, daß diese 8, gutachtliche Stellungnahme 
als endgültig anzusehen ist? 

Wenn ja, wie kommt die Bundesregierung im Bericht vom 
8. August 1989 (ein Jahr nach der vorhegenden Stellungnahme!) 
zu der Aussage, die Untersuchungen seien noch nicht abge- 
schlossen? 

21.3 Warum spricht die Bundesregierung in Spalte 4 der Tabelle nur 
von einem Verdacht auf Inkorporation bei 25 bis 30 Personen, 
obwohl doch bei 38 Personen nicht nur ein Verdacht, sondern 
eine erwiesene Inkorporation vorlag? (Bei 21 Beschäftigten lagen 
für Americium-241 die Meßergebnisse der Teilkörpermessungen 
über der Nachweisgrenze. Bei 17 weiteren Personen lagen die 
Ausscheidungsmessungen über der Nachweisgrenze.) 

21.4 War der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit weder vom Bayerischen Staatsministerium für Landes - 
entwicklung und Umweltfragen noch vom Kemforschungszen- 
trum Karlsruhe informiert worden über die im KfK durchgeführ- 
ten Untersuchungen, die eindeutige Beweise für die Inkorpora- 
tion von Americium-24 1 erbracht haben? 

21.5 Nach dem abschließenden Behördengutachten kann bei keinem 
der 130 untersuchten Beschäftigten eine Überschreitung der zu- 
lässigen 50-Jahre-Folgedosis für die Knochenoberfläche ausge- 
schlossen werden. Bei einzelnen Beschäftigten wurde eine z. T. 
erhebliche Überschreitung der zulässigen 50-Jahre-Folgedosis 
an der Knochenoberfläche festgestellt (bis zu 2 600 mSv; die 
zulässige Jahresdosis beträgt 300 mSv, bei einer Zufuhr inner- 
halb von drei Monaten 150 mSv). Die radiologischen Folgen wur- 
den von den Behörden immerhin so gravierend eingeschätzt, daß 


^) Einstellungsverfügung der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Aschaffen- 
burg Az.: 112 ARI 72/87 
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bei sechs Personen eine Dekorporationsbehandlung mit intrave- 
nöser Verabreichung von DTPA eingeleitet wurde mit dem Ver- 
such, einer zu hohen Strahlenbelastung entgegenzuwirken. 

Wie kommt angesichts dieser Tatsachen die Bundesregierung zu 
der Aussage, es seien bisher keine Überschreitungen der zulässi- 
gen Dosisgrenzwerte festgestellt worden? 

21.6 Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung den Deutschen 
Bundestag falsch über die Vorkommnisse in Karlstein informiert? 


Der Bericht bezieht sich auf das Jahr 1986 und gibt den Sachver- 
halt und Ermittlungsstand des Bezugsjahres wieder. 

Gerade bei Vorkommnissen können die Ermittlungen häufig erst 
zu einem späteren Zeitpunkt abgeschlossen werden. Gleichwohl 
wird im Interesse einer zügigen Information die Unterrichtung 
über Vorkommnisse nicht bis zum endgültigen Abschluß der Er- 
mittlungen zurückgestellt. Die Vorläufigkeit der Angaben ist im 
Bericht deutlich hervorgehoben worden. Von einer falschen 
Unterrichtung des Deutschen Bundestages kann nicht die Rede 
sein. 

In dieser Angelegenheit hat der Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit mit Schreiben vom 17. April 
1990 dem Umweltausschuß des Deutschen Bundestages berichtet. 


22. Welche Konsequenz zieht die Bundesregierung aus den Vorgän- 
gen in Karlstein? 

Wurde die Fachkunde und Zuverlässigkeit der Personen geprüft? 
Mit welchem Ergebnis? 


Gegen die verantwortlichen Personen des Betreibers der Abwas- 
seranlage wurde ein Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet; 
es ist inzwischen mit der Vollstreckung eines Bußgeldes abge- 
schlossen worden. Die Strahlenschutzorganisation des Genehmi- 
gungsinhabers wurde geändert. 

Die Bundesregierung bezieht die Erfahrungen aus dem Vor- 
kommnis in Karlstein mit in ihre generellen Bemühungen ein, den 
Strahlenschutz und dabei die Inkorporationsüberwachung weiter 
zu verbessern sowie die Strahlenschutzorganisation in kemtech- 
nischen Anlagen weiter zu stärken. Erste Maßnahmen in diesem 
Sinne sind mit der Novelle zur Strahlenschutzverordnung vom 
18. Mai 1989 (§ 29 Abs. 1, § 30 Abs. 2 und Abs. 5, § 63 Abs. 6 und 
Abs. 7) sowie der Strahlenschutzregisterverordnung vom 3. April 
1990 ergangen und werden bei der Überarbeitung der einschlägi- 
gen Richtlinien fortgeführt. 
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